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Antrag 
 Vom 22. August 2012 
 
 Nr. RG 197/2010 
 
 
Anpassungen im Staatshaftungsrecht; Änderung des Verantwortlichkeitsgesetzes, des 
Verwaltungsrechtspflegegesetzes, des Gesundheitsgesetzes und des Spitalgesetzes 
sowie des Gebührentarifs 
 
 
Beschlussesentwurf 1: 
 
Ziffer I: 
 
§ 11 Absätze 1 und 2 sollen lauten: 
1 Das Schadenersatzbegehren ist bei Verantwortlichkeit des Staates beim zuständigen 
Departement, bei Verantwortlichkeit der Gemeinden beim Gemeindepräsidium und bei 
Verantwortlichkeit von Körperschaften und Anstalten beim geschäftsleitenden Organ 
schriftlich und begründet einzureichen. 
2 Wird zum Schadenersatzbegehren innert 3 Monaten seit seiner Einreichung nicht oder 
ablehnend Stellung genommen, so kann beim Verwaltungsgericht Klage eingereicht werden. 
Wird beim Verwaltungsgericht vorher Klage eingereicht, so überweist es die Angelegenheit dem 
zuständigen Departement, dem Gemeindepräsidium oder geschäftsleitenden Organ. 
 
§ 32bis Absatz 1 soll lauten: 
1 Auf alle Schadenersatzbegehren, welche beim Inkrafttreten des geänderten § 11 beim 
zuständigen Departement, bei der zuständigen Gemeindebehörde oder dem zuständigen 
geschäftsleitenden Organ hängig sind, ist das neue Recht anwendbar. Für 
Staatshaftungsverfahren, bei welchen die Klagefrist nach dem bisherigen § 11 Absatz 2 noch 
läuft, gilt das bisherige Recht. Ist die Verwirkung nach dem bisherigen Recht bereits eingetreten, 
so ist sie weiterhin beachtlich. 
 
 
Ziffer II: 
 
3. 
 
§ 19bis Absatz 1 soll lauten: 
1 Die Haftung der Aktiengesellschaft und ihres Personals richtet sich nach dem Gesetz über die 
Haftung des Staates, der Gemeinden, der öffentlich-rechtlichen Körperschaften und 



  

 

Anstalten und die Verantwortlichkeit der Behörden, Beamten und öffentlichen 
Angestellten und Arbeiter (Verantwortlichkeitsgesetz) vom 26. Juni 19661). 
 
 
Beschlussesentwurf 2: 
 
Ziffer I: 
 
§ 22octiwa soll lauten: 
Verfügungen über medizinische Staatshaftung nach § 19bis ff. des 
Spitalgesetzes (SpiG) vom 12. Mai 20042) 
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Änderungsantrag FIKO 
 
§ 19quater Absatz 1 Spitalgesetz soll lauten: 
1 Im Verfahren vor der Staatskanzlei und dem Verwaltungsgericht können Verfahrens- und 
Gerichtskosten auferlegt und Parteientschädigungen zugesprochen werden, wofür § 76bis

 und 
§ 77 Satz 1 des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen 
(Verwaltungsrechtspflegegesetz) vom 15. November 19703) sinngemäss anwendbar sind und 
der Gebührentarif (GT) vom 24. Oktober 19794) massgebend ist. Der Aktiengesellschaft wird in 
der Regel keine Parteientschädigung zugesprochen. 
 
 
Änderungsantrag JUKO 
 
§ 19quater Absatz 1 Spitalgesetz soll lauten: 
1 Im Verfahren vor der Staatskanzlei und dem Verwaltungsgericht können Verfahrens- und 
Gerichtskosten auferlegt und Parteientschädigungen zugesprochen werden, wofür § 76bis und 
§ 77 Satz 1 des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen 
(Verwaltungsrechtspflegegesetz) vom 15. November 19705) sowie die §§ 22octies, 166 und 181 
des Gebührentarifes (GT) vom 24. Oktober 19796) sinngemäss anwendbar sind. Der 
Aktiengesellschaft wird in der Regel keine Parteientschädigung zugesprochen. 
 
 
Im Übrigen Zustimmung zu den Beschlussesentwürfen des Regierungsrats und zu den 
Änderungsanträgen der FIKO und der JUKO. 
 
 
Für die Redaktionskommission 
Präsidentin:  Aktuarin:  
Anna Rüefli Pascale von Roll 
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